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Beklagte und Revisionsklägerin,

gegen

0 o o o o 0 o o o o o o 5 o o o o o o o o 0 o o o

Klägerin und Revisionsbeklagte9

hat der 1„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 200 Juli 19609 an der

mitgewirkt haben

Bundeerichter P e n q u i t t
als Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr„ H a u g und

Bundesrichter H e y e r
als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter M a n n und

Bundessozialrichter G l a d e b e c k
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkanntz

Das Urteil des Landessozialgerichts Schleswig vom

270 November 1958 wird aufgehoben° Die Berufung der

Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Lübeck

vom 27„ Mai 1958 wird zurückgewieseno

Kosten sind nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen„
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&Lißiéä

Die Klägerin erstrebt Hinterbliebenenrente als geschiedene Frau„
Ihr früherer Ehemann hat der Rentenversicherung der Angestell—

ten angehörto Bei seinem Tode im Juni 1954 war die Versicherung

geordnet„ ’ '

Lie Ehe wurde 1949 geschieden; der Versicherte
war allein schul—

digg 1948 wurde der Versicherte‚ der bereits damals von seiner

Frau getrennt lebte? zu einer Unterhaltsrente an die Klägerin

von 450—— LM monatlich verurteilt (Urteil des Landgerichts

Schwerin vom 2101001948)0 Dieses Urteil wurde unter Abwägung

der wirtschaftlichen Verhältnisse der Klägerin und des Versicher—

ten mit Wirkung von August 1955 an aufgehoben (Urteil des Kreis—

gerichts Grevesmühlen vom 501001955)° Bis dahin‚ also bis ein"

schließlich Juli 1955, hat der Ve sicherte Unterhalt gele'stet°

Die Beklagte lehnte 1955 einen Rentenantrag der Klägerin ab‚

weil nach ihrer Ansicht die nach dem damals geltenden Recht er—

forderliche Voraussetzung für die Gewährung einer Rente an die

gesehiedene Frau? nämlich eine auf dem Ehegesetz beruhende Un—

terhaltspflicht des V rsicherten z„Zt° seines Todes (@ 28 AVG

a„F„9 @ 1256 Abs„ 4 RVO aoro), nicht erfüllt war° Dieser Be—
scheid wurde bindendo (

Im Mai 1957 wiederholte die Klägerin ihren Rentenantrago Sie be—

gründete ihn nunmehr — gestützt auf das inzwischen in Kraft ge—

tretene Gesetz zur Neuregelung des Rechts der Renten rsiche—

rung der Angestellten vom 23„ Februar 1957 (AnVNG)
— damit‚ daß

ihr der Versicherte noch im letzten Jahr vor seinem Tode‚ näm—

lich im Juli 1953; Unterhalt geleistet habe; diese Tatsache
reiche nach dem neuen9 ihr günstigeren Recht (@ 42 AVG n„F„) zur

Rentengewährung aus° Der Antrag bei der Beklagten und die nach—

folgende Klage beim Sozialgericht (SG) Lübeck blieben ohne
Erfolg (Bescheid vom 50120195?9 Urteil vom 2705„1958)0 Da—

gegen verpflichtete das Landessozialgericht (LSG) Schleswig

uie Beklagte9 der Klägerin von Mai 1957 an Hinterbliebenen—

rente zu gewähreno Das Gericht ging davon aus‚ daß der
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Versicherte der Klägerin bei seinem Tode keinen Unterhalt mehr

zu leisten hatteo Wohl habe er aber noch im letzten Jahr vor

seinem Tode tatsächlich Unterhalt geleistet, wenn auch nur ein—

mal und nur im ersten Monat des dem Tode vorhergehenden Jahres°

Mit dieser Zahlung seien die Rentenvoraussetzungen erfüllt°

Nach dem Wortlaut des 5 42 AVG n„F„ komme es auf die Häufig—

keit der Unterhaltsleistungen durch den Versicherten im letzten

Jahr vor dessen Tode nicht an; auch eine einmalige Unterhalts—

leistung genüge9 um den gesetzlichen Tatbestand zu erfüllen°

Das LSG ließ die Revision zu (Urteil vom 27„11„1958)0

Die Beklagte legte gegen das ihr am l9o Januar 1959 zugestellte
Urteil des LSG am 60 Februar 1959 Revision ein mit dem Antrag,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Berufung zurückzu—

weisen„ Sie begründete die Revision am 180 März 1959 mit der

Rüge‚ das Berufungsgericht habe 5 42 AVG n„F„ unrichtig ausge—
legt; zur Gewährung einer Rente an die frühere Frau reiche es

nicht aus? wenn der Versicherte innerhalb des Jahreszeitraumes

irgendwann einmal Unterhalt geleistet habe; der Jahreszeitraum

müsse vielmehr kontinuierlich9 zumindest jedoch überwiegend mit

Unterhaltsleistungen gedeckt seino

Die Klägerin beantragte, die Revision zurückzuweisen°

Die Revision ist zulässig und begründeto

Die Klägerin beansprucht in diesem Rechtsstreit Rente nur für

Zeiten nach dem Inkrafttreten des AnVNG° Die Beklagte hat ihr

trotz des bindend gewordenen Ablehnungsbesoheids aus dem Jahre
1955 mit Recht 1957 einen neuen Bescheid erteilt und den Rechts—

weg eröffnet‚ weil sie nach dem Inkrafttreten des AnVNG auf einen

entsprechenden Antrag hin verpflichtet war zu prüfen? ob die Vor—

schriften des neuen Rechte gegenüber dem früheren ein für die

Klägerin günstigeres Ergebnis gestatten (Art° 2 55 43, 18 AnVNG)Q

Das tun sie jedoch nicht„

Die geschiedene Frau eines Versicherten hat nach dessen Tode‚

falls die Wartezeit erfüllt ist oder als erfüllt gilt, dann einen

Anspruch auf Rente‚ wenn entweder ihr der Versicherte z°Zt° sei—

__4._JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


nes Todes Unterhalt nach den Vorschriften des Ehegesetzes oder

aus sonstigen Gründen zu leisten hatte oder er im letzten Jahr

vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat (@ 42 AVG noFo)o Nach
dieser Vorschrift gibt es zwei Alternativen, einer geschiede—

nen Frau Hinterbliebenenrente gewähren zu können, wobei bei

der ersten wiederum zwei Möglichkeiten unterschieden werden°

Im Schrifttum (vgl° Niemann, Die Sozialversieherung‚ 1960

So 133) wird in diesem Zusammenhang wohl deshalb von drei Al—

ternativen gesprochen9 was jedoch nach der Wortfgssung des Ge—

setzes und seinem Inhalt ungenau erscheint° Die erste Alter—

native beruht auf der bis zur Zeit des Todes hin wirksamen

P f l i e h t des Versicherten zur Unterhaltsle'stung gegen—

über der gesehiedenen Frauo Durch die sprachliche Zusammen—

fassung der Unterhaltspflieht "aus sonstigen Gründen” mit der
"nach den Vorschriften des Ehegesetzes" kann der Grund für die

jeweilige Unterhaltspflicht sowohl in den Vorschriften des

Ehegesetzes als auch in anderen gesetzlichen und außergcsetz—

lichen Rechtsgrundlagen (vgi„ zJi° BSG 8 SL)24; 11 s„ 99) lie—
gen“ Wesentlich für die erste Alternative ist jedenfalls eine

Unterhalts p f l i e h t
„ Die beiden dafür im Gesetz wenann—

ten Möglichkeiten9 nämlich “Unterhalt nach den Vorschriften V

d s Ehegesetzes" und “Unterhalt i°„„„ aus sonstigen Gründen“

ergänzen einander und umfassen zusammen die Unterhaltsver—

pflichtungenc Auf die tatsächliche Unterhaltsgewährung kommt

es hierbei nicht an‚ es genügt, wenn der Versicherte "Unter—

halt „c„°„ zu leisten hatte"° Die zweite Alternative ist da—

gegen auf eine tatsächliche Unterhaltsgewährung durch den Ver—

sicherten im letzten Jahr vor seinem Tode abgestellto Weil nun
bereits die Unterhaltslelstungen9 die auf einer Unterhalts—

pflicht beruhen7 von der ersten Alternative erfaßt sind‚ blei—

ben für die zweite Alternative sinnvoll nur die — im Rechts—

sinn — freiwilligen Unterhaltsleistungen übrige Iurch die zwei—
te Alternative soll der ohne Unterhaltsverpfliehtung freiwillig

ewährte Unterhalt berücksichtigt werden„ Sie kann dann zum

b]
(I

Q

uge kommen‚ wenn die erste nicht gegeben ist‚und scheidet aus‚

wenn die Unterhaltsleistungen in Erfüllung einer Reehtspflieht

erbracht wurden (im Ergebnis ebenso: BSG 5, So l79‚ 185;
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Brackmann7 Handbuch der Sozialversicherung‚ 60 Aufl„ so 688 fc;

Niemann, Die Sozialversicherung‚ 1960 SO l33)„ Die beiden Alter—

4nativen unterscheiden sich weiter dadurch„ daß die erste eine

Pflicht zur Unterhaltsleistung "zur Zeit des Todes" des Ver—

sicherten voraussetzt‚ während die zweite die freiwillige Unter—

haltsleistung "im letzten Jahr vor seinem Tode" verlangt„ Unter

der "Zeit des Todes" ist wohl grundsätzlich ein engere1 Zeit—

raum zu verstehen als der des "Jahres vor dem Tode"‚ doch ist

sie nicht auf den Todesmonat beschränkt und kann? wie der Senat

schon früher ausgeführt hat (BSG 3 SU 1979 200)9 in Ausnahme—

fällen auch eine Zeitspanne bis zu einem Jahr umfasseno

Naeh der Feststellung des LSG hat der Versicherte der Klägerin
zuletzt für Juli 1953 Unterhalt geleistet„ Zu dieser Zahlung war

er verpflichtet; das Urteil des Kreisgeriehts Grevesmühlen von
Oktober l953 bestätigt für Juli 1953 ausdrücklich eine Unter—

haltspflicht9 deren Rechtsgrundlage in dem — damals auch in der

sowjetischen Besatzungszone geltenden — Ehegesetz von 1946 zu
suchen ist9 wenn dieses Gesetz in dem Urteil auch nicht aus—

drücklieh zitiert wird„ Der Versicherte ist mit dieser letzten

Zahlung nur seiner Verpflichtung nachgekommeno Seine Leistung

ist also nicht freiwillig erfolgt, wie es die zweite Alternati—

ve des 5 42 AVG n„F° verlangte Wegen der fehlenden Freiwillig—

keit kann die Klägerin einen Rentenanspruch auf diesen Teil der

Vorschrift des @ 42 AVG noF° nicht stützen° Es braucht deshalb

in diesem Rechtsstreit nicht geprüft und entschieden zu werden‚

ob zur Rentengewährung auf Grund der zweiten Alternative des

5 42 AVG noF„, wie das LSG meint, eine einmalige Unterhalts—

leistung in dem Jahreszeitraum ausreicht oder Oh, wie die Be—

klagte vortriigt7 das Jahr vor dem Tode des Versicherten konti—

nuierlich oder wenigstens überwiegend mit Unterhaltszahlungen

gedeckt sein muß„

Die erste Alternative des 5 42 kann, wie schon das LSG ausge—
führt hat und wogegen die Beteiligten keine Einwendungen erho—

ben haben‚ deswegen nicht zu Gunsten der Klägerin angewendet

werden9 weil für den Versicherten z„Zt° seines Todes der Klage“

rin gegenüber keine Verpflichtung mehr zur Leistung von Unter—
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halt verlag; das Unterhaltsurteil war auch aus diesem Grunde

aufgehoben werden9 und zwar bereits mit Wirkung von August

1955 and Im Juni 1954 bestand daher keine Unterhaltspflicht

mehr„ Bei der Prüfung der Verhä tnisse9 wie sie "zur Zeit des

Todes" des Versicherten bestanden haben‚ sind nun nicht nur

die Verhältnisse im Todesmonat selbst zu berücksichtigen„ Je
nach der Lage des Einzelfalls dürfen bei Unterbrechungen und

Verzögerungen in den Unterhaltsleistungen Ausfälle etwa bis

zu einem Jahr als unwesentlich angesehen werden (BSG 3‚ 361977

200)„ Dabei kann diese Jahresfrist jedoch nur als loser in elt

dieneno Hatten sich die wirtschaftlichen Verhältnisse des Ver—

sicherten schon längere Zeit vor seinem Tode verschlechtert

und die der geschiedenen Frau in der Weise gefestigty daß der

Ve"sicherte künftig für jede Unterhaltsleistung ausfiel9 und

war seine Lage bis zu seinem Tode unverändert geblieben9 dann

kann im Hinblick auf unterbliebene Unterhaltsleistungen nicht

mehr von nur vorübergehenden Unterbrechungen und Verzögerungen‚

die ihrer Natur nach irgendwie zeitlich beschränkt sind‚ ge—

surochen werden9 vielmehr hatte der Versicherte dann "zur Zeit

des Todes" keinen Unterhalt zu leisten„ Im vorliegenden Rech”s—

streit haben sich die Verhältnisse des Versicherten und der

Ylägerin, wie sie beim Tode des Versicherten im Juni 1954 vor—

lagen‚ bereits im August 1953, also elf Monate vor dem Tode‚

stabilisiert; Gründe9 die es rechtfertigen könnten, ausnahms»

weise von den Verhältnissen einer noch vorher liegenden Zeit

auszugehen7 sind weder von den Beteiligten geltend gemacht wor—

den noch sonst ersichtlicho Das LSG hat deshalb mit Recht an—

genommen9 daß beim Tode des Versicherten kein Unterhaltsan—

spruch der Klägerin bestando Dieses Ergebnis wird auch dem

Wesen der Rente für eine geschiedene Frau gerecht° Diese Hin—

terbliebenenrente hat Unterhaltsfunktion; sie soll einen Er—

satz bieten für den Wegfall entweder der Unterhaltsverpflieh—

tung oder der Unterhaltsleistungen des Versicherten bei dessen

‘Tode (vglo Jantz—Zweng, Das neue Recht der Rentenve*sicherung

der Arbeiter und der Angestellten, S0 128)„ Steht deshalb schon

längere Zeit vor dem Tode des Versicherten fest — im vorliegen—

den Rechtsstreit durch ein gerichtliches Urteil beträftigt —;
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daß Unterhaltsleistungen nicht mehr geleistet zu werden brau—
chen‚ dann verschlechtert sich durch den Tod des Versicherten

die wirtschaftliche Lage der geschiedenen Frau nicht; ein Aug—

gleich beim Todesfall durch eine Hinterbliebenenrente ist we—

der geboten noch gerechtfertigt° Bei einer anderen Entscheidung

würde die Klägerin für etwas entschädigt? das sie nicht durch

den Tod oder eine dem Tode unmittelbar voraufgegangene Krank—

heit des Versicherten verlor9 sondern das ihr vorher durch UI—

teil abgesprochen wurdeo

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @193 SGG„
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